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   Sitzungsvorlage DS 2016/099 

   Stadtwerke 
Sabine Elmer 
(Stand: 11.04.2016) 

Werksausschuss 

öffentlich am 27.04.2016  

Gemeinderat 

öffentlich am 09.05.2016  

 

  Mitwirkung: 
 
BOB Geschäftsführung 
 
Aktenzeichen: AktID: 3090455 

 

 

Betrauung der Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co.KG mit 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse zur Sicherstellung 

des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Gemeinderat beschließt: 

1. Die Stadt Friedrichshafen, die Stadt Ravensburg, der Landkreis Bodenseekreis, 
der Landkreis Ravensburg, die Gemeinde Meckenbeuren, die Stadt Weingarten, 
die Stadt Aulendorf, die Gemeinde Wolpertswende, die Gemeinde Baienfurt, die 
Gemeinde Berg, die Gemeinde Baindt und die Gemeinde Fronreute haben sich 
zu einer Gruppe von Behörden im Sinne der VO (EG) Nr. 1370/2007 zusammen-
geschlossen und stimmen darin überein, zur beihilfenrechtskonformen Aus-
gleichsgewährung die Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG mit der 
Erbringung von Leistungen im Schienenpersonennahverkehr im Gebiet der Be-
hördengruppe, einschließlich der Verantwortung für die Vorhaltung der hierfür er-
forderlichen Infrastruktur, zu betrauen. Die Betrauung erfolgt, entsprechend dem 
als Anhang beigefügten Betrauungsakt, auf Grundlage der VO (EG) Nr. 
1370/2007, durch korrespondierende Gremienbeschlüsse der Mitglieder der Be-
hördengruppe mit einer gesellschaftsrechtlichen Weisung. 

2. Die Aufgabe der Verkehrsleistungserbringung (einschließlich der Verantwortung 
für die Vorhaltung der hierfür erforderlichen Infrastruktur) bildet den Inhalt der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Rahmen der von der Bodensee-
Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG zu erbringenden Dienstleistungen von all-
gemeinem wirtschaftlichem Interesse. Diese Tätigkeiten sind bereits als Unter-
nehmensgegenstand der Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG fest-
gehalten und entsprechen der bisherigen Praxis vor der Betrauung. Sowohl die 
Qualität und der Umfang der Verkehrsleistungserbringung als auch die Parame-
ter zur Berechnung der Ausgleichsleistung ergeben sich aus dem Anhang. Im 
Wege einer „ex-post-Kontrolle“ wird zudem sichergestellt, dass keine Überkom-
pensation vorliegt.  
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3. Der Oberbürgermeister hat auf die Umsetzung dieses Beschlusses in der Gesell-
schafterversammlung der Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co KG über 
eine gesellschaftsrechtliche Weisung hinzuwirken. 

4. Soweit beihilfenrechtliche, steuerrechtliche oder sonstige rechtliche Gründe re-
daktionelle oder geringfügige sonstige Änderungen an der als Anhang beigefüg-
ten Betrauung erforderlich machen, die den wirtschaftlichen Inhalt der Betrauung 
nicht berühren, ist der Oberbürgermeister zur Vornahme dieser Änderungen be-
rechtigt. Den Gremien ist die endgültige Fassung des Anhangs zur Kenntnis zu 
geben.  
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Sachverhalt: 

 
1. Ausgangspunkt 

In der Beiratssitzung der Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG im 

Herbst 2015 wurde die Notwendigkeit der beihilferechtlichen Absicherung der 

öffentlichen Zahlungen thematisiert. Die Unterlagen (Ziffer 2 und Anlage 1) 

wurden von der Gesellschaft mit externer Unterstützung für die Beschlussfas-

sung in den Gremien in erstellt. Das Verfahren soll bis Jahresmitte 2016 zum 

Abschluss gebracht werden. 

 
2. Gründe für die Betrauung 

Die Bodensee-Oberschwaben-Bahn GmbH & Co. KG (nachfolgend „BOB“) 

betreibt den gegenständlichen Schienenpersonennahverkehr seit dem 1. Juni 

1997 zwischen den Bahnhöfen Friedrichshafen-Hafen und Aulendorf. Die 

BOB ist als GmbH & Co. KG ausgestaltet. Kommanditisten sind die Techni-

sche Werke Friedrichshafen GmbH (nachfolgend „TWF“), die 

Stadt/Stadtwerke Ravensburg, der Landkreis Bodenseekreis, der Landkreis 

Ravensburg und die Gemeinde Meckenbeuren. Erstere ist eine 100%ige 

Tochtergesellschaft der Stadt Friedrichshafen. Komplementärin der BOB ist 

die Bodensee-Oberschwaben Verwaltungs-GmbH.  

 

Die Leistungen der BOB konnten in der Vergangenheit nicht allein durch 

Fahrgeldeinnahmen finanziert werden und auch künftig ist dies nicht zu erwar-

ten. 

 

Bereits am 7. März 1996 wurde zwischen den Gesellschaftern der BOB, dem 

Land Baden-Württemberg und der BOB ein Rahmenvertrag abgeschlossen. 

Gegenstand des Rahmenvertrags war die Finanzierung der erheblichen Ver-

besserung des damaligen Schienenverkehrs. Das Land und die übrigen Ver-

tragspartner waren sich einig, dass die Verbesserungen nicht durch das Land 

allein finanziert werden können und daher auch die übrigen Partner die ent-

stehenden Verluste auszugleichen haben. 

 

Für die Finanzierung der SPNV-Leistungen ist in erster Linie das Land zu-

ständig. Allerdings besteht für Gemeinden und Landkreise nach dem ÖPNVG 

BW die (ergänzende) Möglichkeit, ebenfalls die Verkehrsleistungen zu för-

dern.  

 

Der Rahmenvertrag ist nach den Vorgaben der VO 1370/2007 als öffentlicher 

Dienstleistungsauftrag anzusehen. Öffentliche Dienstleistungsaufträge, die vor 

dem 26. Juli 2000 nach einem anderen Verfahren als einem fairen wettbe-

werblichen Vergabeverfahren vergeben wurden, bleiben für ihre vorgesehene 

Laufzeit, jedoch nicht länger als 30 Jahre, gültig. Dementsprechend hat der 

Rahmenvertrag als öffentlicher Dienstleistungsauftrag noch eine Gültigkeit bis 

zum 6. März 2026. 



Seite 4 von 4 

 

Nach herrschender Meinung bezieht sich die Übergangsregelung nur auf die 

vergaberechtlichen Vorgaben der Verordnung 1370/2007, nicht aber auf die 

beihilfenrechtlichen Vorgaben. Zweck dieses öffentlichen Dienstleistungsauf-

trags ist es, auch den beihilfenrechtlichen Vorgaben, insbesondere den Anfor-

derungen der Artt. 4 und 6 sowie des Anhangs der VO 1370/2007 Rechnung 

zu tragen.    

 

Neben dem Land agieren die Stadt Friedrichshafen, die Stadt Ravensburg, 

der Landkreis Bodenseekreis, der Landkreis Ravensburg, die Gemeinde 

Meckenbeuren die Stadt Weingarten, die Stadt Aulendorf, die Gemeinde 

Wolpertswende, die Gemeinde Baienfurt, die Gemeinde Berg, die Gemeinde 

Baindt und die Gemeinde Fronreute als Gruppe von Behörden (nachfolgend 

„Behördengruppe“ oder die vorgenannten Gebietskörperschaften auch ge-

meinsam als „Mitglieder der Behördengruppe“ bezeichnet) entsprechend Art. 

5 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007. Dieser öffentliche Dienstleistungsauftrag 

ergänzt den vorhandenen Rahmenvertrag (sowie die SPNV-Verträge zwi-

schen dem Land und der BOB) hinsichtlich der beihilfenrechtskonformen Aus-

gestaltung der Finanzierung durch die Behördengruppe. 

 

Mit dieser Betrauung wird die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der BOB 

erneuert und bestätigt, Leistungen des Schienenpersonennahverkehrs im Ge-

biet der Behördengruppe zur Sicherstellung des ÖPNV auf Grundlage der VO 

(EG) Nr. 1370/2007 zu erbringen. Die Verpflichtung der BOB stellt eine 

Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Art. 1 

Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 dar. Die Sicherstellung des ÖPNV ist Teil 

kommunaler Daseinsvorsorge. Der gleichberechtigte Zugang zu den Ver-

kehrsleistungen sowie die Versorgungssicherheit und Kontinuität liegen im 

öffentlichen (Fahrgast-) Interesse. Die Inhalte des im Anhang beigefügten Be-

trauungsaktes wurden auf die Vorgaben der VO (EG) Nr. 1370/2007 abge-

stimmt. 

 

Die Betrauung erfolgt durch korrespondierende Gremienbeschlüsse der Mit-

glieder der Behördengruppe mit einer gesellschaftsrechtlichen Weisung derje-

nigen Mitglieder der Behördengruppe, die zugleich Gesellschafter der BOB 

sind. 

 

 

 

 

 

 

Anlagen: 

 

Betrauung 

 


	OStatus
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlussvorschlag
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

